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Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Usterk,
Mitgliedern der gesetzgebenden Räthe der helvetischen Republik.

Band m. X". xii. Luzern, den is. May i7ss. (Zs.Floreal, VII.)

Gesetzgebung.
Großer Rath, zz Hornung.

(Beschluß.)
Bas Direktorium fodert Beschleunigung der

Entscheidung über die Frage was Staats' oder Ge.
mnnogut sey, weil vorher die Rechnungen der Ver.
waltungskammcrn nicht eingerichtet werden können.

Graf weij nicht warum rüan hierüber so lange hin-
ter dem Vorhang halte, und fodert daß der Commis
sion statt Kühn ein anderer Präsident gegeben werde.
Zimmerman» bedauert, daß man über eines der
thätigsten Mitglieder eine Art schiefes Licht werfen wolle,
und fodert Verweisung der Botschaft an die Commission
und Tagesordnung über Grafs Autrag. Dieser An
trag wird angenommen.

Das Direktorium schlägt eine nähere Bestim-
mung eines § des Mürärgefttzrs in der französischen Ao>
fassung vor, welche sogleich angcnommcn wird.

Der Senat verwirft den Beschluß der dem Dorf
Aetigen die äussere Au als Eigenthum zuspricht; die.
ftr Gegenstand wird an die Commission zurück gewiesen.

Auf M a rcaccis Antrag wird der vom Senat ver-
worftne Beschluß über die DistrMs-Einrichtung des
Cantons Lugano noch eiustwcilen vertaget-

Am -gsieii Hornung war keine Sitzung des großen
Raths.

Großer Rath, 25 Hornung.

Präsident: Schlumpf.
Kühn als Präsident der Staatsgüter Commisstvi'

aufgestellt werden können, biS die Städte, welche ehe-
mals souverain waren, ihre Federungen eingegeben ha-
ben, und daß dann erst auf diese Kenntnisse, hin die
Grundsätze festgesetzt werden müssen : da aber die Vcr-
sammlung nngedultlg ist ein Gutachten zu erhalten,
so fodert er Entlassung aus dieser CommiGon. Graf
will Kühn seiner übrigen häusigcn Geschäfte wegen ent,
lasse», und Zimmermann zum Präsident dieser Comission
erneun:» weil der Gegenstand dringend ist. Grafen-
ried erklärt, daß die Commission sich Carrard zum
Präsident ernannt habe. Billeter bedauert, daß
Kühn in dieser Commission nicht mehr arbeiten will,
stimmt aber übrigens Graf bey. De sloes folgt so
auch Custor. Zimmerman» will Kühn wohl des
Vorsitzes in dieser Commission, nicht aber aus der Com-
miiston selbst entlassen. Dieser Antrag wird angenom-
me».

Das Gutachten, welchem zufolge das Direkt»-,
r i u m berechtigt wird, das Klosiergul Nespelb o den-
zu verkaufen unter dem Beding, daß dessen Ertrag M
Erziehungsanstalten perwendet und dieser Ver-,
kauf zwey Monat vorher bekannt gemacht werde, wird
zum zweytenmal perlesen und in Berathung geuvm-
men

Cartier wünscht, daß diese Bedingung des Ver-
kaufs ausgelassen werde, damit die zu erlösende Sum-
me zu den dringendsten Etaatsbedürfnissen verwandt
werden könne. Zimmerman» folgt und wünscht,
daß dieses Gut der B.Nutzung seines künftigen Best-
tzecs wegen, schon in einem Monat verkauft werde.
Das Gutachten wird mit diesin beyden vorgeschlagenem
Verb.Ooungen ongruomm n

Das Dir ekrorium theilt in einer Botschaft die:
näheren Nachrichrm mit über die im Anfang des ver»
ßessknen Jahrs von dem Kloster St. Gallen verkauften.
Domaine». G f va ni fodert Verweisung dieser Bot-
«chaft au die üver diesen Teaenstand nie hergesetzte

erklärt, oaß er vberz ngt s.y, daß keine ak-'-mkiueniCommtssion. Custor folgt weitläufig Gapanis An-
Ciundsätze für TMmig von Staats-und Gemmidguiiirag, weicher angenommen wird.



^ Das Gutachten über den Cw l Proz.-ß ist an de?-

Tagesordnung. Zimmer man» fod.rl Veelagung
bis Morgen, w - n y rie Mitglieder nicht auf oieftn
Gegenstand voriaucn, u 0 also nicht darauf vorderet-
tec waren Sécrétan foöcrt, daß dieser wichtige
Gegenstand nicht länger aufgeschoben weroc. Desloeo
UichCarm inlran folgen Secretan- Efcher aner.
kennt die Dringlichkeit tiefes G genstandes, da er aber
aus Erfahrung weiß daß wenn ohne Vorbereitung
eine fo wichtige Berathung vorgenommen wird, st.

fich meist unnützer Weife durch Aufstellung von Schwie-
rigkeitcn verzögert, welche wegfallen würden, wenn
man erst das Ganze übersehen hätte, so stimmt er
Z m'.nerMi NN bey.

Hu der stimmt Secretan bey, weil das Gutachten
schon zwey Tage an der Tagesordnung steht. Cu st or
dankt Escher» für feine Aeusserung der er ganz bey-
stimmt. Das Gutachten wird biö Morgen vertaget.

Nüce fodert, daß Koch feiner Krankheit wegen in
der M'litär Commission erfetzt werde. Graf fodert
Tagesordnung, weil Koch nicht sehr krank ist, und
nicht leicht in dieser Commission zu ersetzen wäre. Die-
ftr letzte Antrag wird angenommen.

A » d e r w e rth im Namen einer Commission trägt
darauf an, daß bey Nothgeldslagen, Fallimenten oder
Versteigerungen von den dabey vorkommenden gericht-
lichen Käufen keine Einregistrierungsgcbühren bezahlt
werden ,ollen. Auf Kühn s Antrag wird Dringlich,
keil erklärt.

Kiibn stimmt ganz diesem Gutachten bey, weil
es nie der Sinn des Gesetzgebers seyn konnte, auch
da noch diese Abwbe zu beziehen, wo sie zur Vermeh-
rung eines Unglücks, wie es bey Geldstagen der Fall
wäre, dienen würde.

Kilchmann folgt, glaubt aber daß auch bloße

Überlassungen der Güter an die Gläubiger zugleich mit
in dieses Gesetz aufgenommen werden sollen. Custor
folgt dem Gutachten und Kilchmanns Bemerkung.
Secretan stimmt bey, bemerkt aber, daß hierüber
gerichtliche Vorstchtsregeln nothwendig sind, weil sonst

durch verstellte V'rschreibungcn dem Staat die meisten

Einregistrierungsgebühren enzogen würdenft er fodert also

Verwci5mg von Kilchmanns Antrag an die Commis,!
fion- Carrard stimmt ganz den geäusserten Grund-
sätzen bey, bemerkt aber, daß das Direktorium uns

nur zu dem Gegenstand des Gutachtens selbst einlud,
und wir also, da es einen F-nanzqegenstand betrist,
nicht welters aehen können. Übrigens aber bemerkt

er, daß auch bey diesen Handänderungen die Einreqff
stnerung doch nothwendig ist wegen der Sicherheit
der Eigenthnmsrechte! er wü sckt also, daß die Com-

«Mon noch ein Gutachten über die Art dieser Einre-

g:strien,ng vorlege. Ander werth vertheidigt da»
Guta.yl.» l'..o glaubt Caerards neues Begehren an
eie,e Co-mimsion guzore nicht hieher. Bourgeois
stimmt Care ird bey und glaubt Kilchmanns Antrag
sey überhaupt nicht zweckmäßig, er findet aber vas
Gutachten in Rücksicht der Collokakionen nicht vollstän,
dig, und fodert daher Verweisung an die Commission.
Custor stimmt Secretan bey. Cartier vereinigt
sich mit Carrards Bemerkungen und stimmt seinem An.
trag bey ungeachtet er selbst Mitglied der Commission
'st. Kilchmann dringt darauf, daß auch sein An«
trag der Commission zugewiesen werde, weil sonst die
Gläubiger um der Emregistrierungsgebähr zu entgehen,
immer auf gänzliche öffentliche Vergeldstagungen ihrer
Schuldner dringen würden. Carrard beharrt auf
seinem Antrag gegen Anderwerths und Kilchmanns
Einwendungen A n d e r w e r t h glaubt die Zurückwci-
sung an die Commission sey durchaus überflüssig, un»
man könne Carrards Antrag zufolge dem Gutachten
einzig beyfügen, daß diejenigen Handänderungen,
welche die Einregistrierungs-Gebuhren nicht zu entnch.
ten haben, doch einregistricrt werden sollen.

Das Gutachten wird der Commission zurückgewie«
sen.

Gmürim Namen einer Commission legt ein Gut-
achten vor, über Schuldverschreibungen, welches für
sechs Tage auf den Canzlevtisch gelegt wird.

Folgendes Gutachten wird zum zwcytenmal ver«
lesen.

Der große Rath an den Senat.
In Erwägung', daß der Adel eine privilegicte Klas-

seist, und daß sich seine Privilegien auf alle Länder
ausdehnen, wo selber anerkannt ist.

In Erwägung, daß in diesem Gesichtspunkt der
Adel eine Korporation ausmacht, die mit fremden
Mächten in Verbindung stehet.

In Erwägung, daß das Bestehen dieser Corporation
darauf beruhet um der ewige Todfeind der Freyheit
und Gleichheit zu seyn.

In Erwägung? daß die Konstitution Tit. i. §

sich mit diesen Worten ausdrückt: „Es giebt keine

„erbliche Gewalt, Rang oder Ehriintel, jeder Ge-
„brauch, oder jede darauf zielende Einsetzung derselbe»

„soll durch die peinlichen Gesetze verboten werden."

Hat der große Rath
beschlossen:

r Jeder vormalige Adeliche ist gehalten seine Adels-
brkfedem Uitcrstatihaltcr des Distrikts, indem er an«
gesessen ist, zu überliefern, und zwar in Zeit eine»

Monats nach Publikation dieses Gesetzes.



Derffniae der fiinen Adelsörief nicht hat, sol!
davon die schriftliche Anzeige dem Untcrstatthalter sei

nes Distrikts machen.

z. D-r tlnterstatthalter soll die Adclsbriese samt
dem Verba! Prozeß der schriftlich gethanen Anzeigen
der Ncrwaltungskammer überliefern, die dieselben behalten
wird, bis ein Gesetz wcitcrs darüber bestimmt hat.

4. Es ist jedem vormaligen Adelichen, jedem Notar,
oder öffentlichen Beamten »erboten, sich in Schriften
oder öffentlichen Akten eines Atclszcichcn zu bedienen.

5. Alle Wappen-Schilde, die in öffentlichen Sä-
len und öffentlichen Plätzen, oder vor den Häusern
aufgestellt sind; so auch die Fähnlein auf den Dächern
und andere Distinktlons-Zeichen der ehemaligen Regie-
rung, auch alles was einigen Bezug auf Königthum
und Föderalismus hat, sollen heruntergerissen und
wegg r sch afc werden.

6. Es ist jedem Bürger verboten, ein Pettfchaft
zu tragen, das mit einem Gcschlechts-Wappcn gestochen
ist.

7. Jeder vormals Adcliche, der gegenwärtiges Ge-
setz verletzt, soll das erstemal mit dem Verlust des Ak>

tiv-Bürgerrechis für füafJahrc, das alemal für zehn

Jahre, und das ztemal mit der Deportation aus der
helvetischen Republik gestraft werden.

8. Jeder Notar oder öffentliche Beamte der diesem
Gesetz zuwider handelt, soll von seinem Amt entsetzt
werden, und für zwey Jahre vom Aktiv-Bürgerrecht
ausgeschlossen seyn.

y> Jeder nicht adeliche Bürger der sich in seinem
Pettfchaft eines Familien-Zeichens, oder der die vor-
maligen mit ihre» alten Titteln oder Vorzügen be-
zeichnet bediett soll für das erstemal von dem Di-
siriktsstatlhalter zur Ordnung gewiesen, und im Rück-
fall das Aktiv-Bürgerrecht auf zwey Jahre verlieren-

io. Gegenwärtiges Gesetz soll gedruckt, und in der
ganzen Republik öffentlich bekannt gemacht, und ange-
schlagen werden.

Leglcr findet, man hätte auch die Geschlechts
Namen Graf u. s. w. mit in dielen Rapport aiàb
men sollen, weil er ihn, in Verhältniß keiner W o
tigkeit zu kurz findet: er fodert j §weise Behandln P
welche angenommen wird.

§ 1. Kühn denkt, wir sind alle der Minima,
daß kein Ad-st mehr in Helvetic» seyn wll, alle,!, vci
sen ungeachtet sollen wir doch nichts in dw Erwä
gungZgrrmde eines Gefitzt hineinbringen, we! m
richtig >st, »nd al'v einigermassen u«s lächtili.. .na
chru könnte : da nun der Adel nie eine a'lzemci, Zoo
pvraiwn und noch weniger eine Affiliation mil den

fremden Fürsten war, und in unffcr Versassung Uu-
längliche Grü "e wider den Adel zu finden sind, so

fodert er Durchstrcichung dieser Erwägungsgründe.
Custvr denkt auch, man brauche keine solche Grün-
be aufzustellen die es uns eig ntlich zur Schande ma-
chcn würden, daß wir erst j tzt solche gefährliche Cor-
pvration n aufheben, da sie koch schon durch die Con-
stilulicn aufgehoben find, zudem denkt er, daß der
letzte helvetische Bürger edler ist, als eine noch
nicht befreyle Nation Er will also auch dieses Ge»
setz nur auf l je Grundsätze der Freyheit, Gleichheit
und der Constitution b gründen

G a pani bcbarrt auf d in Gutachten, weil der
wahre Adel von Kay.em und Königen herrührt. Kühn
bemerkt, daß sich Gapani irre, indem unsere älteste
Edeln nichts als chma-s freye Menschen im Gegen,
satz der Leibeignen waren, er beharre also auf der
Abänderung der aufHsslllcn Erwägnngsgründe. Su-
ter will nicht die Geschichte des Adels machen, weil
es auch die Geschichte der Unterdrückung wäre. D«
aber wenigstens in den Herzen der Adelichen eine Af-
filiation statt hatte, so stimmt er zum Gutachten.
Hu der findet die Affiliation richtig, und glaubt die
Erklärung, das helvetische Volk sen edel, wäre nicht
nur unschicklich, sondern sehr überflüßig, indem er an
sich selbst schon überzeugt ist, wenn jetzt ein freyes Volk
edel genannt zu werden verdiene, so sey es das hcl-
vetische. Zim mcr m a » n fodrrt, daß die Einleitung
unier Vorbehalt von Abfassungsvcrbcsserung angenom-
men werde. Dieser letzte Antrag wir angenommen.

Gapani erklärt, er hoffe daß in dieser Abfas-
sungsverbesserung der Hanplfinn nicht vcrlohrcn gehe.

Kühn widersetzt sich dem ersten j, weil diese Adels-
titel ein Eigenthum der Familien find, dle sie besitzen,
und ihnen ivohl das Gesetz den Gebrauch derselben so

wohl in der Rcp! b.ik als auch ausser derselben unter-
sagen, kft iswegs ad.r dieie ihre Familienaktcn ihnen
entziehen kann u nd gesetzt auch einH«iwyl, ein Erlach/
würde seinem Sohn sagen, siehe durch diese Briefe'
bist tu mehr als deine Mitbürger, so wird die einzige
Folge davon syn, daß sich der junge aufgeblasene
Bürger lächerlich macht; saat ein solcher aber seinem
Sohn, siebe durch diese Thaten die du hier aufge-
z'ichnet sindest, hat sich unter Ahne einen uiistcrbli»
eben R erworben, so wiro eine edle zweckmäßige
Nache s r' ng b wirkt >v 'den. Ich fodere alw, daß
ber G branch drr Aàelebnefe jedem Helvclicr in und
ausser der Revubli? untersagt werbe.

Graf will n Zeilpu.-kt eines Monats für die
Emlnscrima r-ntäna-rri, weil einige knser Adelsbriefe
st.h >r. Ausland befind-m und also nicht in einem Monat
^eingesandt werden können. Hu der denkt, da de»



VZ

Staat das Recht hatte » die Vorzüge des Adels gesttz.
lich aufzuheben, so habe er auch das Recht die Adels-
briefe an sich zu ziehen, denn solch« Namen die sich

ums Vaterland oder um die Menschheit verdient ge
macht haben, werden in der Geschichte besser als in
den Adelsbriefen zu einer edlen Nacheiferung aufgestellt.
Er stimmt also zum § mit Grafs vorgeschlagener Ver,
hcsserung.

Gapani erwartet- nicht, daß in dieser Verfamm
lung sich jemand herausnehmen werde, das Eigen-
thumsrecht der Adelsbriefe zu vertheidigen, indem die

Thaten der großen Männer hintängtlch m der Geschich-
te aufbewahrt sind: die Commission hätte vorgefchla-
gen, diese Tttel zu verbrennen wie in Frankreich
wenn sie nicht vermuthet hätte, daß in denselben viel-,
leicht einige Eiqcnthumsrecht. B-weise enthalten seyn
können. Er beharret auf dem Gutachten. Custor
folgt Hubern.

Secretan denkt, eine Hciliqhaltung des Eigen
thumsrtcht der Adelsbriese wäre wider die Constitution

Theil der Nation ruhigen ungestörten Lebensgenüsse,
auf die nahen Veränderungen völlig unvorbereitet;
durch die Regierungen überredet, daß das Annäheren
der französischen Truppen den Neligwns-Cultus, die
allgemeine und besondere Sicherheit, die Ehre nnd
das Leben der Einwohner in Gefahr setze; der Umstand,
daß diese Uebcrredungen nur zu allgemein Eingang
fanden, und wegen Ünbekanntschast mit der Absicht
der französischen Regierung und dem wahren Inte-
resse unsers Vaterlandes finden mußten; das mangeln-
de Gefühl des Bedürfnisses einer so völligen Verande-
rung der Staatssersassung — Verbesserungen wünschte
man überall — entschuldigen diese Besorgniß bey je-
dem Unpartheyischcn. Nur Leichtsinnige, denen jede
Verfassung gleich ist setzen sich darüber hinweg, und
Ehrgeizige, denen diese Veränderung zur Befriedigung
ihrer Absichten erwünscht ist, und Männer, die mit
politischem Scharfblicke die Dauer dieser Verfassung
voraus sehen.

Diese Besorgniß gründet sich auf den Schluß, den
besonders da man andere nutzbare Adels, oder Feodal-jeder, ohne Logik siudirt zu haben, folgern kann:
Rechte abgeschaft habe; ausserdem sieht er diesen § als
eine Art Probierstein des Republikanismus des chevo
rigen Adels an, und als eine zweckmäßige Aöschnei
dung der Hofnuagen der Privilegierten er stimmt also
demselben mit Grafs Verbesserung bey.

Die Fortsetzung folgt.)

Ueber die Furcht vor dem Nichtbestande
unserer Verfassung.

Umsturz der alten und die Einführung derDer
neuen Ordnung der Dinge, die Ur- und Wahlvcrsämm-
lungen, die Wahl und Organisation der neuen Re-
gierung, ihre Gesetze, Verordnungen, Einrichtungen,
Befehle — die Besetzung des Landes durch die franzö- ^ ^
fischen Truppen, ihre zum Theil starken und drückenden ^>rtte sie sich nergen wird

Was einmal geschah, kann wieder geschehen.

Richtig ist an sich diese? Schluß. Und — wer hätte
vor zehen Iahren noch alle diese sich über ganz Europa
verbreitenden und in einen; großen Theile desselben in
die Verhältnisse und Schicksale vieler Millionen Men-
schen eingreifenden Veränderungen der Dinge vorher
fthen können? Eben dieser außerordentliche, den
Scharfblick und die Berechnungen vielleicht der größten
Politiker täuschende Gang der Dinge läßt für die Zu-
kunft nichts mit unfehlbarer Gewißheit vorhersagen —
snr Ereignisse, auf die tausend unvorhergesehene oder
doch weniger bekannte Umstände Einfluß haben, und
wo nicht nur eine gewöhnliche Politik, sondern die
gespanntesten nnd entgegengesetztesten Leidenschaften,
außerordentliche Anstrengungen und Mittel mitwirken.
Noch schwebt die Wagschale des Schicksals der Na-
tioncn. Wer kann voraus bestimmen, auf welche

Einquartirungen folgten so unerwartet, so unvorberei-
tet, so schnell aus einander, daß ein großer Theil der
Nation nickt wußte, wie ihm dabey geschah, und
nicht zum Besinnen kommen konnte.

Eine natürliche Folge hievon ist, daß viele noch an
dem Bestehen dieser neuen Ordnung der Dinge zwei-
fein, und besorgen, daß auch diese das gleiche Schick-
' ' ' ' ' " - - --- ^sal der vorigen haben, daß sie gestürzt werde,
eine Contrcrevolution geben könne.

Diese Stimmung beruht ganz auf den angeführten
Ursachen. Gewohnt der vorigen Verfassung, durch
Erziehung und Unterricht und so viele Privatverhält-^
yisse sü? sie eingenommen; heg einem für einen große,vGründe zu wiederlegen und gänzlich zu heben.

Diese Furcht hält den Gang der neuen Ordnung
der Dinge, die feste Gründung der neuen Verfassung,
die Verbreitung ihrer Grundsätze und ihres Geistes,
ihr Eindringen in die Begriffe, Ideen und Handln»-
gen vielleicht mehr als kein anderes Hinderniß auf.
Sie ist das geschickteste Mittel, dessen sich die Feinde
der neuen Versassung gegen sie bediene» — und mit
so viel mehr Erfolge bedienen, weil Furcht eine Ge-
müthsstlinmung ist, die eher erweckt wird als Muth,
so viel dieser auch affcktirt wird- Es ist deswegen sehr
nöthig, daß Mittel angewandt werden, diese Furcht,
nicht zu unterdrücken, sondern sie durch einleuchtende
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